
1. Strafprozeßordinmg - StPO

Ursachen und Bedingungen von Straftaten geeignete 
Maßnahmen. Entsprechend den gesetzlichen Be­
stimmungen legt er bei Gesetzesverletzungen Pro­
test ein.

Anmerkung: Vgl. Art. 97 und 98 Vcrf.. das StAG. 
§§63 und 64 StVG (Reg.-Nr. 3.) sowie §2 StRG 
(Reg.-Nr. 6.).

§ 14
Verbot doppelter Strafverfolgung
(1) Niemand darf wegen einer Handlung, über die 
ein Gericht der Deutschen Demokratischen Repu­
blik rechtskräftig entschieden hat, erneut strafrecht­
lich zur Verantwortung gezogen werden.

Anmerkung: Vgl. hierzu auch §80 Abs. 2 StGB.

(2) Die Vorschriften über die Kassation rechtskräf­
tiger Entscheidungen und über die Wiederaufnahme 
eines durch rechtskräftige Entscheidung abgeschlos­
senen Verfahrens eines Gerichts werden hierdurch 
nicht berührt.
(3) Hat ein gesellschaftliches Organ der Rechtspfle­
ge über eine Straftat entschieden, ist die Durchfüh­
rung eines Strafverfahrens nur zulässig, wenn nach­
träglich Tatsachen vorgebracht oder bekannt wer­
den, aus denen sich ergibt, daß die Straftat erheblich 
gesellschaftswidrig oder gesellschaftsgefährlich ist 
und der Staatsanwalt innerhalb von sechs Monaten 
nach der Entscheidung des gesellschaftlichen Organs 
der Rechtspflege Anklage erhebt.

§ 15
Stellung des Beschuldigten 
und des Angeklagten
(1) Der Beschuldigte und der Angeklagte haben das 
Recht auf aktive Mitwirkung am gesamten Strafver­
fahren; zu ihrer Verteidigung können sie die straf­
prozessualen Rechte selbst wahrnehmen und in je- 
derLage des Verfahrens auch die Hilfe eines Vertei­
digers in Anspruch nehmen.

Anmerkung: Vgl. Art. 102 Vcrf.: §§ 61-68 StPO und 
Anm. zu §206 StPO.

(2) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersu­
chungsorgane sind verpflichtet, die Rechte des Be­
schuldigten und des Angeklagten, insbesondere das 
Recht auf Verteidigung, zu gewährleisten. Sie haben 
den Beschuldigten und den Angeklagten über seine 
Rechte zu belehren.
(3) Kein Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik darf wegen Begehung einer Straftat einem 
anderen Staate ausgeliefert werden.

Anmerkung: Vgl. Art. 33 Abs. 2 Verl.

(4) Beschuldigter im Sinne dieses Gesetzes ist der 
Bürger, gegen den ein Ermittlungsverfahren einge- 
lcitet worden ist; Angeklagter ist der Beschuldigte, 
gegen den die Eröffnung des gerichtlichen Strafver­
fahrens beschlossen wurde.

§ 16
Stellung des Verteidigers
(1) Der Verteidiger nimmt unabhängig von anderen 
Prozeßbeteiligten die Rechte des Beschuldigten oder 
des Angeklagten zu dessen Verteidigung wahr, fhm 
obliegt es, den Beschuldigten und den Angeklagten 
zu beraten. Er hat zur Aufklärung der Straftat alle 
entlastenden oder die Verantwortlichkeit mindern­
den Umstände vorzutragen und dem Beschuldigten 
oder dem Angeklagten die erforderliche Unter­
stützung zur Wahrnehmung seiner Rechte zu gewäh­
ren.

Anmerkung: Vgl. Art. 4 StGB und § 13 GVG. Zürn 
Recht auf Verteidigung vgl. §61 StPO. Die Rechte 
des Verteidigers sind in § 64 StPO geregelt.

(2) Der Verteidiger soll bei der Auswertung von 
Strafverfahren, der Erziehung des Verurteilten und 
der Eingliederung entlassener Strafgefangener in das 
gesellschaftliche Leben mitwirken.

§ 17
Stellung des Geschädigten
(1) Jeder durch eine Straftat Geschädigte hat das 
Recht, die Strafverfolgung zu verlangen und am 
Strafverfahren mitzuwirken. Er ist insbesondere be­
rechtigt,
- Schadenersatzansprüche geltend zu machen;
- Beweisanträge zu stellen;
- von abschließenden Entscheidungen unterrichtet 

zu werden;
- Beschwerde einzulegen.

Anmerkung: Vgl. insbes. §§91, 198, 202 Abs. 4, 
§225 Abs. 5, §242 Abs. 5 und §310 StPO.

(2) Dem Geschädigten gleichgestellt sind Rechtsträ­
ger sozialistischen Eigentums, auf die kraft Gesetzes 
oder Vertrages Schadenersatzansprüche des Ge­
schädigten übergegangen sind.
(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersu­
chungsorgane sind verpflichtet, mit der strafrechtli­
chen Verantwortlichkeit den entstandenen Schaden 
festzustellen. Sie haben den Geschädigten auf seine 
Rechte hinzuweisen und ihn bei ihrer Verwirkli­
chung zu unterstützen. Der Geschädigte kann sich 
zur Geltendmachung seines Schadenersatzanspru­
ches eines Rechtsanwalts bedienen. Von abschlie­
ßenden Entscheidungen ist der Geschädigte zu un­
terrichten. Er ist auch über die Zulässigkeit der Be­
schwerde zu belehren.
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